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Wilfried Berg

Zur grundrechtlichen Problematik von Datenschutz und Forschungsfreiheit

1. In der geseUschaftüchen Beurteilung des öffentlichen Umgangs mit persönlichen Daten

zeigen sich auffallend widersprüchliche Tendenzen.

Einerseits ist ein Hang zum Exhibitionismus wie nie zuvor festzustellen. Insbesondere das

Fernsehen mit seinen Talkshows und mit Sendungen zur Heiratsvermittlung läßt den

Eindruck zu, daß es keine Schranken mehr gibt.

Auf der anderen Seite wird das Schreckensbild des „gläsernen Menschen" und einer

allwissenden, ungeteilten Staatsgewalt immer deutlicher. Viele verstehen z.B. Bekennt¬

nisfreiheit nur noch als Recht, ein Bekenntnis geheim zu halten. Bei Demonstrationen

wird Vermummung Mode. Prüfungsunterlagen werden soweit wie mögüch anonymisiert

etc.

Allgemeine Einigkeit herrscht jedoch darüber, daß der Informationsbedarf in Staat und

Gesellschaft unersättlich ist. Man will und muß mehr wissen über die Auswirkung neuer

Produkte und Verfahren auf Mensch, Umwelt und Wirtschaft; veränderte geseUschaftü¬

che Verhältnisse - Arbeitslosigkeit, Kriegsdienstverweigerung, Gesamtschulen, Selbstbe¬

dienungsläden, Geburtenrückgang etc. - stellen unablässig neue Fragen. Zu betonen ist

dabei aber, daß dieser Informationsbedarf sich grundsätzlich nur auf Übermittlung

anonymer, statistischer Daten richtet.

2. Das Grundgesetz macht den Schutz von Menschenwürde und freier Selbstbestimmung

des einzelnen zum Ziel aller staatlichen Tätigkeit. Es ist keine Frage, daß unbegrenzte und

mißbräuchliche Verwendung persönlicher Daten insbesondere durch die Staatsmacht

grundrechtliche Schutzgüter schwer gefährden und verletzen kann. Schon lange vor dem

Grundgesetz ist die Abwehr solcher Persönüchkeitsgefährdungen als Staatsaufgabe

erkannt worden. Es wurde ein - allerdings unsystematisches - Netz von punktuellen

Geheimhaltungspflichten gezogen. Heute spricht man hier von „bereichsspezifischem

Datenschutz", der immer weiter ausgebaut und ergänzt wird. Eine Hauptaufgabe dürfte

dabei für die Zukunft sein, das Behördenwissen nicht nur nach außen, sondern auch

innerhalb der Verwaltung soweit abzuschotten, daß etwa Staatsaufgaben des Gesund¬

heitsschutzes, der Drogenbekämpfung, der Familienberatung, der Rehabiütation etc.

wirkungsvoll - und d.h.: in einem Vertrauensverhältnis mit den Betroffenen - durchge¬

führt werden können.

(1) Ein eigenes Grundrecht auf Datenschutz existiert im Grundgesetz nicht. Aber es ist

evident, daß zahlreiche Menschen- und Bürgerrechte ohne staatlichen Datenschutz

wirkungslos wären, z. B. die Unverletzlichkeit des Postgeheimnisses, der Schutz von Ehe

und Familie, die Unverletzlichkeit der Wohnung, das Recht auf freie und geheime Wahl

etc. Inhalt und Intensität des Datenschutzes hängen ab von Inhalt und Intensität des

einzelnen, durch Datenverarbeitung gefährdeten Grundrechts oder sonstigen Rechts.

Z.f.Päd. 18. Beiheft
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Ebenso, wie die Grundrechte unterschiedliches Gewicht haben, ebenso kann und muß der

akzessorische Datenschutz hinter gewichtigeren Rechtsgütern zurücktreten. Die Daten¬

schutzgesetze erwecken mit ihren abstrakten Maßnahmekatalogen den falschen Eindruck,

als sei Datenschutz ein eigenständiges, allgemeingültiges, absolutes Rechtsgut. Daten¬

schutz im Sinne der Datenschutzgesetze ist in Wirklichkeit jedoch nur ein Mittel zum

Schutz - anderer Rechtsgüter.

(2) Die Datenschutzgesetze unterscheiden sich von dem herkömmlichen, bereichsspezifi¬
schen Datenschutz vor allem dadurch, daß sie auf die neuartigen Gefährdungen durch

moderne Datenverarbeitungssysteme reagieren. Durch automatisierte Datenverarbei¬

tungs-Verfahren werden die Fähigkeiten des menschlichen Gedächtnisses um ein die

menschüche Vorstellungskraft bei weitem übersteigendes Maß verlängert und objekti¬

viert. Die Datenschutzgesetze „verkürzen" diese technischen Möglichkeiten durch Ein¬

bau einer Reihe von „Widerständen" und Sperren auf ein menschliches Maß. Der einzelne

Bürger soll sich wieder abgegrenzte, überschaubare Räume vorstellen können, in denen

sich seine Daten auswirken. Nur dann entspricht auch eine Einwilligung des Bürgers in die

Datenverarbeitung seinem verfassungsrechtlich garantierten Selbstbestimmungsrecht.

Speziell für die Ausübung der Forschungsfreiheit ist von Bedeutung, daß die Datenschutz¬

gesetze - anders als Vorschriften des bereichsspezifischen Datenschutzes - nicht die

Erhebung von Daten beschränken, sondern erst ihre Verarbeitung, (Speicherung, Über¬

mittlung, Veränderung und Löschung). Die vieldiskutierte „experimentelle Situation"

etwa bei psychologischen Tests unterfällt damit nur den Schranken bereichsspezifischer
Normen.

Für Forschungsvorhaben ist weiter von Gewicht, daß nur „personenbezogene Daten" in

den Bereich der Datenschutzgesetze fallen. Anonymisierte, statistische Angaben, die für

die meisten Forschungsprojekte ausschlaggebend sind, weil alle Forschung nach Verallge¬

meinerungsfähigkeit, nach „Gesetzen" strebt und nicht bei der Behandlung des Einzelfal¬

les stehen bleiben kann - der Umgang mit solchen anonymisierten Daten wird von den

Datenschutzgesetzen nicht beeinträchtigt.

(3) In der Datenschutzdiskussion ist bislang viel zu wenig auf die grundlegenden
Unterschiede zwischen Legitimation zum Datenschutz und Datengefährdungen ixastaatli-

chen und im gesellschaftlichen Bereich eingegangen worden.

(a) Die Grundrechte betreffen unmittelbar nach wie vor nur das Verhältnis Staat - Bürger.

Die Verletzung der Grundrechte des Bürgers durch einen anderen - etwa Mißachtung der

Glaubensfreiheit oder willkürliche Diskriminierung - führen nicht automatisch zur

Unwirksamkeit eines Rechtsgeschäfts oder etwa zu strafrechtlichen Reaktionen der

Rechtsordnung, sofern das Rechtsgeschäft nicht gegen die „guten Sitten" verstößt. Der

Staat ist jedoch dazu berechtigt, den speziellen Schutz des objektiven Wertgehaltes von

Grundrechten zum Gegenstand gesetzlicher Regelungen zu machen. Da ein solches

Gesetz, das ordnend in den gesellschaftlichen Bereich einwirken soll, stets zugleich mit

dem Schutz eines Grundrechts die Einschränkung eines anderen verbindet, reicht die

Berufung des Staates aufdas legitime Ziel seinerMaßnahmen allemnicht aus. DerEingriff
muß außerdem erforderlich und verhältnismäßig sein. Der Staat darf Grundrechtsschutz

in der Gesellschaft durch hoheitliche Eingriffe in andere Grundrechte nur dann und nur

soweit vorschreiben, wie eine Abwägung zwischen den begünstigten und belasteten

Rechtsgütern einen Vorrang des einen vor dem anderen ergibt.
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(b) Dabei ist zu beachten, daß die Risiken staatlicher Datenverarbeitung für den

grundrechtlich geschützten Persönüchkeitsbereich anders und wohl auch größer sind als

die Risiken privater Datenverarbeitung, etwa durch Banken, Versicherungen oder

Produktionsbetriebe.

Im Bereich einer seiner wichtigsten originären Aufgaben, im Bereich der Gefahrenab¬

wehr, registriert der Staat in der Regel keine positiven, sondern nur negative Daten des

Bürgers. Wo immer ein Bürger in Verdacht geraten ist oder Anlaß zu Maßnahmen der

Gefahrenabwehr oder der Strafverfolgung gegeben hat, ist es für den Staat risikoloser, bei

späteren Maßnahmen das Datum der Gefährüchkeit „fortzuschreiben", als einen „neuen

Beginn" zu versuchen. Wenn dabei auch die einzelne Behörde in der Regel nur punktuelle
Daten sammeln wird, hat der Staat insgesamt doch zuweilen ein Interesse daran, alle

Einzelangaben zu einem Persönüchkeitsprofilzusammenzusetzen, z. B. bei Bewerbern für

den öffentüchen Dienst oder bei der Terrorismusbekämpfung.

Hingegen geht das Interesse von Wirtschaftsunternehmen dahin, mit dem Bürger
Geschäfte zu machen. Negative Daten behindern die Erreichung dieses Zieles. Für die

Wirtschaft sind - im eigenen Interesse - die neuesten Daten stets die wichtigsten. Während

Staat und Wirtschaft sehr häufig darauf angewiesen sind, Daten bestimmter einzelner

Personen zu verarbeiten, genügen dem Forscher regelmäßig anonymisierte Daten. Die

Gefährdung individueller Rechte des Probanden durch Verarbeitung semer Daten ist

dann gering.

3. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts enthält Art. 5III GG sowohl

eine „wertentscheidende Grundsatznorm" als auch ein „individuelles Freiheitsrecht" des

einzelnen Forschers. Die damit geschützte wissenschaftliche Forschung erstreckt sich „auf

alles, was nach Inhalt und Form als ernsthafter planmäßiger Versuch zur Ermittlung der

Wahrheit anzusehen ist". Prinzipiell ist damit eine umfassende, unbegrenzte Informa¬

tionsfreiheit garantiert. Einzelne Personen, Naturereignisse, soziale Zusammenhänge,
aber auch der Staat und seine Einrichtungen können Gegenstand der Forschung sein. Die

Forschungsfreiheit verbietet unmittelbar nur dem Staat, Forschung zu behindern, und

verpflichtet nur den Staat, die Existenzvoraussetzungen für die Forschung zu schaffen.

Aus Art. 5III GG folgt kein durchsetzbarer Anspruch des Forschers darauf, daß Private

sich für Forschungszwecke zur Verfügung stellen.

Die Forschungsfreiheit gehört zu den vom Grundgesetz ausdrücklich ohne Schrankenvor¬

behalt garantierten Grundrechten. Angesichts des umfassenden Begriffs dessen, was als

Forschung vom Grundgesetz geschützt ist, kann Forschung speziell bei der Datenerhe¬

bung aber zu schweren Rechtsgutsverletzungen führen. Grundsätzüch muß der Staat

deshalb auch nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts dazu berechtigt sein, sich selbst

und die Gesellschaft vor den Gefahren der Forschung zu schützen. Allerdings dürfen nur

Schutzgüter mit Verfassungsrang herangezogen werden, um der Forschungsfreiheit
Schranken zu ziehen. Der Gesetzgeber hat hier eine Abwägung vorzunehmen. Darin

einzubringen ist auch der Wert derjenigen Rechtsgüter, die gefährdet werden, wenn die

Forschungsfreiheit im Interesse anderer Güter beschränkt werden soll. Der- an sich schon

hohe - Wert der Forschungsfreiheit kann also noch verstärkt werden, wenn Forschungs¬
vorhaben der Verstärkung oder dem Schutz wesentlicher Verfassungsgüter dienen. D.h.

zwar nicht, daß der Zweck die Mittel heiligt; aber der Zweck der Forschung darf auch nicht

ignoriert werden.

Einschränkungen der Forschungsfreiheit müssen außerdem erforderlich sein, um Gefah¬

ren von anderen Verfassungsgütern abzuwehren. Daran fehlt es, wenn und soweit
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Verantwortungsbewußtsein und Selbstbeschränkung des Forschers und Selbstverwaltung
der Forschung Garantien für Gefahrlosigkeit liefern. Diese Garantien sollten insbeson¬

dere die Wissenschaftlichkeit des Projekts und die Anonymisierung der Daten betreffen.

Aus der Garantie der Forschungsfreiheit folgt ein Anspruch des Forschers gegenüber dem

Staat auf Zugang zur Erforschung staatücher Einrichtungen; ein solcher Anspruch

gewährt auch Zugriff auf staatliche Datensammlungen, soweit der Staat Datenmonopole
hat z.B. für Gerichtsakten, zahlreiche Statistiken, Schulen etc. Wie jedes Freiheitsrecht

beschränkt sich auch Art. 5III GG nicht auf Abwehr staatücher Eingriffe, sondern setzt

ein Mindestmaß an staathchen Leistungen als „Existenzbedingung" voraus: Die Eigen¬
tumsfreiheit ist bedeutungslos ohne eine staatliche Eigentumsordnung; Meinungsfreiheit
fordert Informationsfreiheit; Versammlungsfreiheit verlangt nach Verkehrsregulierung.
Da das grundgesetzüche Verständnis der Forschungsfreiheit prinzipiell keinen Gegen¬
stand der Forschung vorenthält und da öffentliche Einrichtungen ihre Legitimation darin

haben, daß sie der Grundrechtsverwirklichung der Staatsbürger, also auch der Forscher

dienen, ist Verschluß öffentlicher Einrichtungen Grundrechtseingriff.

Der Staat hat jedoch von Verfassungs wegen die Legitimation, unter Umständen sogar die

Pflicht - nämlich im Hinblick auf Grundrechtsträger, die ihm anvertraut sind - zu

überwachen,

1) daß die Einwilügung der Probanden freiwiUig ist,

2) daß die erforderlicüe Anonymisierung garantiert ist,

3) daß Verletzungen der Menschenwürde ausgeschlossen sind,

4) daß die Nutzung der staatlichen Einrichtung für das konkrete Forschungsvorhaben erforderUch

ist,

5) daß die AufgabenerfüUung der staatlichen Einrichtung nicht schwer gefährdet wird und

6) daß die staatliche Verantwortung für die Erfüüung der öffentüchen Aufgaben erhalten bleibt, der
Forscher also nicht in die staatlichen Verwaltungsaufgaben eingreift.

Diese Aufsichtsmöglichkeiten verletzen die Forschungsfreiheit nicht. Sie stehen dem Staat

insoweit ohne besondere einfach-gesetzhche Ermächtigungsgrundlage zur Verfügung.
Hier reicht die unmittelbare Legitimation aus dem GG.

Soweit der Staat Forschungsmaßnahmen im Hinbhck auf seine Aufsichtsrechte beein¬

trächtigt, hat der Forscher Anspruch darauf, daß ihm die in den Verwaltungsverfahrensge¬
setzen garantierten Rechte (z. B. rechtliches Gehör, Akteneinsicht etc.) gewährt werden.

Anschrift des Autors:

Prof. Dr. Wilfried Berg, Lehrstuhl für Öffentliches Recht und Wirtschaftsrecht, Universität

Bayreuth, Postfach 3008, 8500 Bayreuth
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